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Information für Mitglieder 

ABBM – Arbeitsgemeinschaft Bayerischer Bergbau- 

und Mineralgewinnungsbetriebe e.V.  

Bayerische Kompensationsverordnung verabschiedet 

Nachdem in einer Anhörung der Verbände im Mai Stellungnahmen eingeholt worden 

waren, hat die Staatsregierung überraschend schnell und ohne weitere Rückkopplung 

schon am 7. August 2013 die Verordnung über die Kompensation von Eingriffen in 

Natur und Landschaft (Bayerische Kompensationsverordnung – BayKompV) 

verabschiedet (siehe Anlage). Diese Verordnung regelt die naturschutzrechtliche 

Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft. Sie wurde nötig und ist sinnvoll, 

um in der Folge einer Novelle des Bayerischen Naturschutzgesetzes einheitliche 

Standards im Vollzug zu setzen. ABBM und BIV haben getrennte Stellungnahmen 

abgegeben und sich gegenseitig informiert. 

Durch die Verordnung werden insbesondere eingeführt:  

- Bewertungsmaßstäbe für Kompensationsbedarf; 

- Regelungen für Realkompensation, also Kompensation durch Maßnahmen auf 

Flächen; 

- Regelungen für Ersatzzahlungen, wenn Realkompensation nicht möglich ist;   

- Regelungen für Ökokonten; 

- Anforderungen an Anträge sowie Dokumentations- und Anzeigepflichten. 

Wichtige Einzelheiten für die Rohstoffgewinnung 

Hervorzuheben sind folgende Punkte: 

Realkompensation − Landschaftspflegerischer Begleitplan und Ausgleich 

auf der Fläche (§§ 8 bis 12) 

Für die mit einem Abbau verbundenen Maßnahmen, also auch für Ausgleich durch eine 

Realkompensation, ist ein landschaftspflegerischer Begleitplan (§ 12) erforderlich. Neu 

eingefügt wurde wörtlich eine Rohstoffklausel aus dem Entwurf der (in der heuer 

beendeten Legislaturperiode nicht mehr verabschiedeten und daher wieder völlig 

offenen!) Bundeskompensationsverordnung, dass beim „Aufsuchen und bei der 

Gewinnung von Bodenschätzen sowie bei Abgrabungen und Aufschüttungen … die 
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Kompensation insbesondere durch die in § 1 Abs. 5 Satz 4 BNatSchG genannten 

Maßnahmen möglichst innerhalb der durch das Vorhaben in Anspruch genommenen 

Fläche“ erfolgt (§ 8 Abs.4 Satz 5). ABBM und BIV haben in ihren Stellungnahmen darauf 

hingewiesen, dass eine solche Klausel wichtig auch in die bayerische Verordnung 

aufzunehmen wäre; hier ist man uns gefolgt. 

Nach § 7 Abs. 5 sind konkrete Auswirkungen eines Eingriffs, die eine Aufwertung von 

Schutzgütern bewirken, zu berücksichtigen. Das bedeutet, dass eine 

schutzgutübergreifende Kompensation innerhalb der Abbaufläche möglich (vgl. auch § 8 

Abs.4 Satz 2) und die Kompensationswirkung der Abbaufolgebiotope zu bilanzieren ist. 

Die Bewertungen erfolgen vor allem auf der Grundlage von Tabellen des Anhangs der 

Verordnung, wobei hier durchaus noch spannende Erfahrungen mit den Einstufungen zu 

erwarten sind. 

In § 10 Abs. 2 der Verordnung ist festgelegt, dass die „Verpflichtung zur Durchführung der 

notwendigen Pflegemaßnahmen … in der Regel 25 Jahre nicht überschreiten“ darf. Das 

ist zwar deutlich höher als die 10 Jahre, die ABBM gefordert hatte, aber immerhin besser 

als die Tendenz zu unbestimmt „dauerhaft“ in der bundesweiten Diskussion.  

Positiv ist auch, dass eine dingliche Sicherung (§ 11) nur ausnahmsweise vorgeschrieben 

ist und ansonsten „nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der Verhältnismäßigkeit“ 

über eine rechtliche Sicherung zu entscheiden ist.  

Ersatzzahlungen (§§ 18 bis 22) 

Gemäß den obigen Ausführungen sollte bei der Rohstoffgewinnung ausreichende 

Kompensation meist durch den Ausgleich auf der Fläche möglich sein. Aber es gibt eine 

Teil der Verordnung, der eventuelle Ersatzzahlungen regelt: 

„Können die durch den Eingriff verursachten erheblichen Beeinträchtigungen nicht 

ausgeglichen oder ersetzt werden …, sind … Ersatzzahlungen zu leisten“ (§ 18 Satz 1). 

Nach § 19 Abs. 1 bemisst sich die Höhe der Ersatzzahlung nach den durchschnittlichen 

Kosten der nicht durchführbaren Kompensationsmaßnahmen. Diese Regelung greift 

regelmäßig für die Schutzgüter Biotope, Tier und Pflanzen und Boden. Sollten diese 

Kosten nicht ermittelbar sein (z.B. bei nicht kompensierbaren Beeinträchtigungen des 

Landschaftsbilds), greift eine Berechnung nach der Menge des entnommenen Materials. 

„Findet eine Entnahme von Bodenbestandteilen statt, wird bei der Ersatzzahlung die 

Menge des entnommenen Materials zugrunde gelegt, die für die nicht ausgleichbaren 

erheblichen Beeinträchtigungen ursächlich ist. Bei der Festsetzung der Ersatzzahlung 

nach der Entnahmemenge gilt ein Rahmensatz von 0,3 bis 0,8 Euro/m³.“ (§ 19 Abs. 2)   

Leider konnten die Einlassungen von ABBM und BIV keine Änderung in Richtung einer 

Berechnung nach Fläche herbeiführen, wie es in Bayern für alle anderen erheblichen 

Beeinträchtigungen und auf Bundesebene schon generell vorgesehen ist. Wir stellen uns 

zwar auf den Standpunkt, dass nur die belebte Bodenschicht ursächlich beeinträchtigt 

wird, aber das könnte ein (hoffentlich unnötiger) Streitfall werden. 
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Ökokonto (§§ 13 bis 17) 

Positiv ist sicher die Einführung von Ökokonten zu vermerken, so dass schon im Vorfeld 

und ohne genaue Kenntnis über Bewertungen und Zeitpunkte künftiger Eingriffe 

Aufwertungen auf Flächen vorgenommen werden können. Die Wertpunkte erhalten bei 

vorgezogenen Maßnahmen max. 10 Jahre lang Wertzuschläge mit 3 v.H. pro Jahr ohne 

Zinseszins. 

Zusammenfassung 

Der eigentliche Verursacher dieser Bürokratie und Planungskosten verursachenden 

Verordnung sind die Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes und das anschließend 

novellierte bayerische Naturschutzgesetz. Die Verordnung hat die Chance, mit hoffentlich 

bald klar gehandhabten Regeln den in diesen Gesetzen festgelegten Ausgleich einfacher 

in der Bewertung und mittels Ökokonto schon im Vorfeld zeitlich einfacher gestaltbar zu 

machen. Aber wie immer wird die Praxis vermutlich erst einmal mühsamer, in jedem Fall 

aber kostspieliger. Außerdem können nach Verabschiedung der Bundes-

kompensationsverordnung, die unter neuer Koalition in der kommenden Legislaturperiode 

von Grund auf wieder diskutiert werden kann, leider wieder Änderungen nötig werden. 

Terminhinweis 

Beim vierten BIV-Rohstoffseminar am 22. Oktober 2013 in Augsburg wird die Verordnung 

vorgestellt und es werden rechtliche Aspekte sowie die Umsetzung in die Praxis 

beleuchtet. 

 

Der Vorstand 

 

Iphofen / 7. Oktober 2013 


